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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Jedem muß klar sein: 
Der Friede wurde 
am 2. August gebrochen 
j&s alle hat die Nachricht vom Ausbruch der 
*an»pfhandlungen am Golf tief betroffen 
flacht. Mit großer Anteilnahme blicken wir 
,u* das, was am Golf geschieht — vor allem den- 
jj*> wir an die Menschen dort. Sie sind die 
^auptleidtragenden dieses Konfliktes. 

e«e Deutsche aus der älteren Generation haben in 
JLr Vergangenheit die Schrecken des Krieges selbst 

ahren müssen. Diese Erfahrungen haben sich in 

j^lmut Kohl vor dem Deutschen 
Bundestag nach seiner 
erneuten Wahl zum Bundeskanzler 
ai* 17. Januar 1991 
s Gedächtnis unseres Volkes eingeprägt. Wir kön- 
n daher in besonderem Maße nachempfinden, 

e,ches Leid mit Krieg verbunden ist. 
,r alle sind zutiefst enttäuscht, daß die vielfältigen, 
n der Bundesregierung mitgetragenen Bemühun- 

um eine friedliche Lösung an der Weigerung der 8en 

tischen Führung gescheitert sind, die gewaltsame 
nexion Kuwaits rückgängig zu machen. 

(Fortsetzung Seite 2) 
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Gefordert sind 
Vernunft, Umsicht 
und Besonnenheit 
(Fortsetzung von Seite 1) 
Der Irak hat nicht ein einziges Zeichen 
des guten Willens gegeben. Er allein trägt 
daher die volle Verantwortung dafür, daß 
es jetzt zu Kampfhandlungen gekommen 
ist. 
Die Forderungen der Völkergemeinschaft 
sind und bleiben eindeutig: Der Irak muß 
sich unverzüglich aus Kuwait zurückzie- 
hen. Die Souveränität Kuwaits muß wie- 
derhergestellt werden. Präsident Saddam 
Hussein hat jetzt noch die Chance, durch 
einen sofortigen Rückzug aus Kuwait 
weiteren Schaden vom irakischen Volk 
abzuwenden. 

Jedem muß klar sein: Der Friede 
wurde am 2. August gebrochen, als 
der Irak ein kleines, wehrloses 
Nachbarland überfiel. 

Die Staatengemeinschaft durfte und 
konnte diesen Bruch des Friedens und 
des Völkerrechts nicht tatenlos hinneh- 
men. Eine Hinnahme hätte den Irak zu 
neuen Übergriffen ermutigt. Wenn die 
Völkergemeinschaft es zuließe, daß die 
staatliche Existenz eines ihrer Mitglieder 
gewaltsam ausgelöscht wird, hätte dies 
unabsehbare Folgen auch in anderen Tei- 
len der Welt. 
Der Einsatz militärischer Mittel gegen 
den Irak geschieht in voller Übereinstim- 
mung mit den Beschlüssen der Vereinten 
Nationen. Diese Beschlüsse sind der legi- 
time und verbindliche Wille der gesamten 
Völkergemeinschaft, der jetzt durchge- 
setzt wird. 
Allein die irakische Führung hat zu ver- 
antworten, daß dies nun mit Gewalt 
geschieht. 

Die Bundesregierung, ihre Partner und 
Verbündeten, die Vereinten Nationen wie 

auch die Staaten der Region haben in defl 
vergangenen Wochen und Monaten — Ja 

bis in die letzten Stunden hinein — alles 
unternommen, um der irakischen Füh- 
rung diese Folgen zu verdeutlichen. 

Deutsche Soldaten werden am Goj> 
nicht eingesetzt. Wir sollten aber i" 
keinem Augenblick vergessen, daß 
unsere amerikanischen, britischen 
und französischen Verbündeten bei 
der Verteidigung von Recht und 
Freiheit in diesem Konflikt die 
Hauptlast tragen. Sie haben 
Anspruch auf unsere Solidarität, 
und wir stehen zu ihnen. 

Schon heute möchte ich feststellen: Na0" 
der hoffentlich baldigen Beendigung def 

militärischen Auseinandersetzung müs- 
sen wir uns mit noch größerem Nach- 
druck als bisher auch den anderen Fra- 
gen der Region zuwenden. 
Neue zielstrebige Anstrengungen sind 
erforderlich, um auch im Nahen Osten 
eine dauerhafte Friedensordnung zu 
erreichen. 
Es geht vor allem darum, das Selbstbe- 
stimmungsrecht des palästinensischen 
Volkes mit dem Recht auf Existenz und 
Sicherheit aller Staaten der Region ein- 
schließlich Israels in Einklang zu brin- 
gen. 
Zur Stabilisierung der Verhältnisse in det 

Region sind aber auch erhöhte Anstren- 
gungen zur wirtschaftlichen Entwicklung 
und zur Überwindung sozialer Unter- 
schiede unerläßlich. 
Ich hoffe, daß sich dieses Ziel im Rah- 
men eines umfassenden Entwicklungsp13 

nes für den Nahen und Mittleren Osten 
erreichen läßt. Dies setzt jedoch eine 
umfassende Lösung aller politischen Fra 
gen voraus. Die Bundesrepublik Deutsc 
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EVP-Fraktion: 

Den Krieg so bald wie möglich beenden 
Öie Fraktion der Europäischen 
Volkspartei teilt den dringenden 
Wunsch der internationalen Völker- 
gemeinschaft, daß dieser Waffen- 
gang so bald wie möglich sein Ende 
findet. 

Blutvergießen darf nicht die Ultima 
Ratio der Politik sein. Unsere Solidari- 
*ät gehört in dieser Stunde den Solda- 
ten der alliierten Streitkräfte und ihren 
Angehörigen, ebenso denjenigen, die 
unschuldige Opfer der Gewaltanwen- 
dung werden. 
Erste Aufgabe der Vereinten Nationen 
niuß es sein, nach der Befreiung 
Kuwaits eine gerechte Friedensordnung 
'n der jetzt vom Krieg betroffenen 
Region zu schaffen und auf Dauer zu 
Sehern. Die EVP-Fraktion erwartet, 
daß die Europäische Gemeinschaft im 

Rahmen der politischen Zusammenar- 
beit ihrer Mitglieder dazu einen kon- 
struktiven Beitrag leistet; sie wird ihrer- 
seits alles tun, um diese gemeinsame 
Außenpolitik im Dienst des internatio- 
nalen Friedens zu fördern und zu vertie- 
fen. 
Mit dem Blick auf andere Konfliktsi- 
tuationen, auch in Osteuropa, mahnt 

Egon Klepsch, Vorsitzender der 
EVP-Fraktion des Europäischen 
Parlaments 

die EVP-Fraktion alle daran Beteilig- 
ten, nicht im Schatten der gegenwärti- 
gen Krisenlage den Versuch zu unter- 
nehmen, Machtpositionen auf Kosten 
anderer durchzusetzen, sondern viel- 
mehr alles zu tun, um auch hier Gerech- 
tigkeit und Frieden zu wahren. 

nd ist bereit, ihren Entwicklungsbeitrag 
u •eisten. 

** kann die Sorgen vieler Menschen gut 
erstehen. Umso wichtiger ist es, daß 

*erade jetzt Besonnenheit unser Handeln 
Stimmt. 
. fordert sind Vernunft, Umsicht und — 
J1 sage es noch einmal — Besonnenheit. 
K5

S
 geht jeden einzelnen von uns an. Die 

ürger unseres Landes müssen durch ver- 
. twortungsbewußtes und kluges Verhal- 

n niithelfen, daß wir Deutsche dieser 
^sten Situation gerecht werden. 

Wir alle wünschen uns, daß dieser 
Krieg — und damit auch die Leiden 
der betroffenen Menschen — so 
schnell wie möglich beendet wird. 

Zur Erinnerung 
„ Während einer Demonstration am 
Hamburger Dammtorbahnhof hörte ich 
einen Wehrpflichtigen, der die Soldaten 
der Bundeswehr zur Fahnenflucht auf- 
rief. — Das, liebe Zuschauer, hat mir in 
Erinnerung gerufen, daß es gegen Ende 
des Zweiten Weltkrieges ja nicht die 
Fahnenflüchtigen waren, die Deutsch- 
land von der nationalsozialistischen 
Herrschaft befreit haben, sondern die 
amerikanischen, britischen und franzö- 
sischen Soldaten, die auf der Seite der 
westlichen Demokratien den Kopf hin- 
gehalten und gekämpft haben." 
Armin Halle, Chef moderator des 
privaten Fernsehsenders SAT 1, in einer 
Morgensendung zum Golfkrieg 
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Der Irak hatte bis zum 15. Januar 
Gelegenheit, den Krieg zu beenden 
Vor dem Deutschen Bundestag gab der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Alfred Dregger, am 
17. Januar folgende Erklärung zum 
Golfkrieg ab: 

Der Krieg am Golf, der heute nacht in 
seine zweite Phase getreten ist, wurde am 
2. August 1990 von Saddam Hussein 
begonnen. Anstatt die Verhandlungen mit 
seinem nahezu wehrlosen Nachbarn 
Kuwait über die von ihm erhobenen 
Ansprüche fortzusetzen, hat er dieses 
kleine arabische Land überfallen, besetzt 
und annektiert. Seine Truppen haben 
dort wie die Vandalen gehaust. 

Das war ein eklatanter Bruch des interna- 
tionalen Rechts, ein Verstoß gegen die 
Satzung der Vereinten Nationen, deren 
Mitglied der Irak ist. Die Vereinten 
Nationen konnten dies nicht hinnehmen. 
Fast ein halbes Jahr lang haben sie sich 
mit unserer aktiven Unterstützung um 
eine Beendigung des Krieges bemüht; 
zum Schluß durch den dramatischen 
Besuch ihres Generalsekretärs bei dem 
Diktator im Irak. Zuvor hat der Sicher- 
heitsrat zwölf Resolutionen verabschie- 
det, deren Zweck es war, mit den Mitteln 
der Diplomatie, des wirtschaftlichen 
Drucks, der Unterbrechung der See- und 
Luftverbindungen den Irak zu einem 
Rückzug aus dem annektierten Kuwait zu 
bewegen. 

Gleichzeitig erfolgte eine bisher nie dage- 
wesene militärische Gegenkonzentration 
unter dem Dach der Vereinten Nationen, 
an der nicht weniger als 28 verschiedene 
Nationen beteiligt sind. 

Die schon im November verabschiedete 
Resolution 678 sollte deutlich machen, 

daß der Irak bis zum 15. Januar 1991 
noch Gelegenheit gehabt hätte, den Krieg 
seinerseits zu beenden, bevor diese 
Kräfte militärisch gegen ihn eingesetzt 
würden. 
Dies alles hat der Aggressor ignoriert, 
möglicherweise unterschätzt, jedenfalls 
nicht beachtet. 
Deshalb stelle ich fest: Dies ist kein 
Krieg zwischen den USA und dem Irak- 
Dies ist ein Wahnsinns-Krieg des Dikta- 
tors Saddam Hussein gegen die kollektiv 
Sicherheitsgemeinschaft der Vereinten 
Nationen und gegen die von dieser Welt' 
Organisation repräsentierte Ordnung des 
Rechts und des Friedens. 

Nachgeschobenes Argument 

Dies ist auch nicht Teil jenes überkom- 
menen und die Region belastenden bis- 
her ungelösten Palästina-Konfliktes. E>aS 

war das billige Argument, das der AggreS' 
sor nach dem Überfall auf Kuwait nach- 
geschoben hatte, als er erkennen mußte, 
daß auch die meisten arabischen Staate*1 

seinen Gewaltakt verurteilt haben und 
die Vereinten Nationen gegen ihn unter- 
stützen. 
Wer versucht, diese Tatsache zu verwi- 
sehen, bastelt an einer Legende, die alle'0 

dem Aggressor, nicht aber dem Frieden 
dient. 
Wir Deutschen sind an der militärischen 
Operation am Golf nicht beteiligt; betei- 
ligt sind wir nur an den Sicherheitsvor- 
kehrungen der westlichen Allianz, die 
diese zum Schütze des Territoriums unse 
res Bündnispartners Türkei notwendig^' 
weise dort getroffen hat. Wir haben daZÜ 

auch allen Grund, denn schließlich habe 

, 



QOLFKRIEG UiD 3/1991  • Seite 5 

w'r 40 Jahre lang die Solidarität unserer 
Bündnispartner im Ost-West-Konflikt 
fahren. 
unsere Hauptverbündeten, die USA, 
Großbritannien und Frankreich, haben 
für diese Aktion gegen den Aggressor 
ebenso Truppen bereitgestellt wie nicht 
Wenige muslimische Länder, dazu 
Kanada und Australien. Bemerkenswert 
•mde ich es, daß auch unser Nachbar, die 
tschechische und slowakische Republik 
sich mit Soldaten an dieser Gemein- 
Schaftsoperation beteiligt; und zwar mit 
Truppen, die aufgrund ihrer Ausbildung 
,n der Lage sind, die Bevölkerung gegen 
ehemische und biologische Angriffe, mit 
denen Saddam Hussein gedroht hat, 
Schützen zu helfen. 
^ie demokratischen Institutionen unserer 
Verbündeten haben mit großen Mehrhei- 
ten und parteiübergreifend die nunmehr 
notwendig gewordenen militärischen 
Aktionen gegen den Aggressor gebilligt. 
°er britische Oppositionsführer Kin- 
jtock, der dem militärischen Einsatz der 
britischen Truppen am Golf zustimmt, 
Jat erklärt: „Wir hoffen, daß der Krieg so 
kurz wie möglich ist und möglichst wenig 
Opfer fordert. Die Welt wäre erleichtert, 
^enn Saddam Hussein begreifen würde, 
daß er Tod und Zerstörung vermeiden 
könnte, wenn er nachgäbe." 
*ch schließe mich dem an. Ich fordere 
^ch Sie, Herr Kollege Vogel, dazu auf. 
Deutschland aus dem internationalen 
demokratischen Konsens und der Solida- 
ntät der Völkergemeinschaft herauszuhal- 
en> wäre in dieser Situation die denkbar 

schlechteste Politik, 
jpr amerikanische Präsident hat nach 
öeginn der Angriffe auf die irakischen 
^italischen Einrichtungen geklärt, ihm 
Sehe es nicht um die Vernichtung des 
*rak. Dies gilt für alle anderen Staaten, 
*jle sich an der Gemeinschaftsoperation 
aer Vereinten Nationen unter dem militä- 

Große Mehrheit 
billigt Waffeneinsatz 
Den Waffeneinsatz gegen Irak billi- 
gen einer Wickert-Blitzumfrage 
zufolge 81,4 Prozent der Bundes- 
bürger. 

Noch größer war die Zahl derjenigen, 
immerhin 82,5 Prozent, die kein Ver- 
ständnis für die Demonstrationen 
gegen den Krieg haben. Nur zehn Pro- 
zent nannten den Waffeneinsatz nicht 
richtig. 8,6 Prozent äußerten keine 
Meinung. 
In Amerika billigten 87 Prozent bei 
einer Umfrage die Politik von Präsi- 
dent George Bush nach Ausbruch des 
Golfkrieges. Das sind 20 Prozent mehr 
als in der Woche vor Ablauf des Ulti- 
matums gegen den Irak. 
Mehr als zwei Drittel der Franzosen, 
69 Prozent, halten die Militärinterven- 
tion der USA und ihrer Verbündeten 
am Golf für richtig. 
Auch in Großbritannien findet das 
Golf-Engagement Londons große 
Zustimmung: Bei einer Telefonum- 
frage der „Sunday Times" befürworte- 
ten 84 Prozent den Kurs von Premier 
John Major, 60 Prozent meinten auch, 
die Vertreibung Iraks aus Kuwait 
rechtfertige Opfer von britischen Sol- 
daten. Nur 13 Prozent lehnten den 
Krieg am Golf ab. 

rischen Kommando der USA beteiligen. 
Niemand will den Irak vernichten. Alle 
wollen nur eins: die Wiederherstellung 
des Rechts, d.h. den Rückzug der iraki- 
schen Truppen aus dem besetzten 
Kuwait. Die gegenwärtigen Angriffe wer- 
den sofort eingestellt, wenn der Aggres- 
sor es ermöglicht. I 
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Das neue Bundeskabinett 
Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker empfing am 18. 
Januar 1991 Bundeskanzler 
Helmut Kohl und die neuen 
Bundesminister zur Überrei- 
chung der Ernennungsurkunden. 
Gemäß Artikel 64 Absatz 1 des 
Grundgesetzes hat der Bundes- 
präsident auf Vorschlag des 
Bundeskanzlers zu Bundesmini- 
st ern ernannt: 

• Hans-Dietrich Genscher 
(FDP) zum Bundesminister 
des Auswärtigen 

• Wolfgang Schäuble (CDU) 
zum Bundesminister des 
Innern 

• Klaus Kinkel (FDP) zum 
Bundesminister der Justiz 

• Theodor Waigel (CSU) zum 
Bundesminister der Finan- 
zen 

• Jürgen W. Möllemann (FDP) 
zum Bundesminister für 
Wirtschaft 

• Ignaz Kiechle (CSU) zum 
Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und 
Forsten 

• Norbert Blüm (CDU) zum 
Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

• Gerhard Stoltenberg (CDU) 
zum Bundesminister der Ver- 
teidigung 

> Hannelore Rönsch (CDU) 
zum Bundesminister für 
Familie und Senioren 

• Angela Merkel (CDU) zum 
Bundesminister für Frauen 
und Jugend 

» Gerda Hasselfeldt (CSU) 
zum Bundesminister für 
Gesundheit 

i Günther Krause (CDU) zum 
Bundesminister für Verkehr 
Klaus Töpfer (CDU) zum 
Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit 
Christian Schwarz-Schilling 
(CDU) zum Bundesminister 
für Post und Telekommuni- 
kation 
Irmgard Adam-Schwaetzer 
(FDP) zum Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau 
Heinz Riesenhuber (CDU) 
zum Bundesminister für For- 
schung und Technologie 
Rainer Ortleb (FDP) zum 
Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft 
Carl-Dieter Spranger (CSU) 
zum Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 
Rudolf Seiters (CDU) zum 
Bundesminister für beson- 
dere Aufgaben. 
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j^°mmunalwahlen, Landtagswahlen, 
undestagswahlen, die Wahlen zum 
Ufopäischen Parlament — es immer 

chwieriger werde, das Interesse der Bür- 
8er für die Landtagswahlen zu gewinnen. 

^öllig ungerechtfertigterweise seien viele 
Wähler der Auffassung, daß die Land- 

tagswahl keine so wichtige Wahl sei. Des- 
halb müsse man in Zukunft mit Wahlbe- 
teiligungen rechnen, die, gemessen an 
früheren Erfahrungen, deutlich geringer 
sind. Auch die für die Republikaner 
abgegebenen Stimmen seien, wenn auch 
nur zu einem Teil, zu Lasten der CDU 
gegangen. 

Walter Wallmann: 

Verlust von nur zwei Mandaten 
führt zum Regierungswechsel 
Nach den Sitzungen des Parteipräsi- 
diums und des Bundesvorstandes hat 
J*r Bundesvorsitzende, Bundeskanzler 
Helmut Kohl am Montag, dem 
21. Januar 1991, zusammen mit Mini- 
sterpräsident Walter Wallmann, zu 
Jem Ergebnis der Landtagswahlen in 
dessen Stellung genommen. 

^nächst dankte Helmut Kohl den hessi- 
schen Parteifreunden, allen voran Walter 
Wallmann, für ihren Einsatz und ihre Lei- 
tung im Landtagswahlkampf. Es sei 
schon vor dieser Wahl seit geraumer Zeit 
Klar gewesen, daß, wie vor vier Jahren, in 
"essen mit knappen Wahlergebnissen zu 
Jahnen sei. Die Tatsache, daß der Ver- 
Ust von zwei Mandaten der bisherigen 
*^°alitionsparteien zu einem Wechsel in 
~pr Regierung geführt habe, bestätige 
Qles. Das Ergebnis zeige auch im Ver- 
gleich zum Ergebnis der Bundestagswah- 
kn, daß die CDU in Hessen auch für die 
^ukunft eine gute Chance habe. Es sei 
aies eine sehr von Stimmungen abhän- 
ge Wahlentscheidung gewesen. Dies 
*fabe jeder gespürt, der in Hessen am 
Wahlkampf mitgewirkt habe. 
In der deutlich reduzierten Wahlbeteili- 
gung sei ein Stück des Verlustes der 
Union zu sehen. Wir werden uns wohl in 
er Bundesrepublik darauf einrichten 

müssen, daß bei der Vielzahl der Wahlen, 
u der die Bürger gerufen werden — 

Ich übergebe das 
Land in einer 
guten Verfassung 
Nach dem vorläufigen Wahlergebnis 
hatten wir mit 70,8 Prozent die nied- 
rigste Wahlbeteiligung bei einer Land- 
tagswahl überhaupt. Es waren vor 
allem unter den CDU-Wählern weit 
über 100.000, die nicht zur Wahl 
gegangen sind. 

Das nächste, was sicher eine Rolle 
gespielt hat, sich aber im Augenblick 
nicht gewichten läßt: Wir haben zum 
erstenmal bei einer Landtagswahl auch 
die Zweitstimme gehabt, Ergebnis der 
Koalitionsvereinbarungen vor vier Jah- 
ren. 

Ein weiterer Punkt, der für uns sicherlich 
von Bedeutung gewesen ist: Die Republi- 
kaner sind angetreten, und sie haben 
1,7 Prozent der Stimmen bekommen, das 
sind 49.000 Stimmen, und 5.000 Stimmen 
fehlen uns für eine Wiederauflage der 
Koalition. 



Seite 8  •   UiD 3/1991 LANDTAGSWAHL IN HESSEN 

Ich will in diesem Zusammenhang daran 
erinnern, daß vor vier Jahren die Repu- 
blikaner noch nicht und die NPD nicht 
mehr angetreten war, was bereits damals 
bei dem knappen Vorsprung von 1.653 
Stimmen durchaus zu unserem Vorteil 
von Bedeutung war. 
Erlauben Sie mir als nüchterne Feststel- 
lung, daß ich mich über eine Reihe von 
Ergebnissen besonders gefreut habe. Wir 
haben in Frankfurt alle sechs Wahlkreise 
geholt, und die Union liegt dort mit 
einem Stimmenanteil von 42,7 Prozent 
weit vor der SPD, die mit 33,7 Prozent ihr 
schlechtestes Wahlergebnis in Frankfurt 
erzielt hat. 
Wir sind die Verlierer dieser Wahl, und 
ich trage dafür die Verantwortung. Das 
ist ganz selbstverständlich. Aber wir 
haben keinen Anlaß, deswegen in Sack 
und Asche zu gehen. 

Ich habe heute im Präsidium und 
Bundesvorstand dem Bundeskanzler 
für seinen Einsatz im hessischen 
Wahlkampf gedankt, der sicherlich 
entscheidend dazu beigetragen hat, 
daß nicht etwa Ergebnisse eingetre- 
ten sind, die wir z.B. am 14. 
Januar, also einen Tag vor Aus- 
bruch des Krieges, befürchten muß- 
ten. 

Ohne jede Überheblichkeit kann ich 
sagen: Ich übergebe meinem Nachfolger 
das Land in einer hervorragenden Verfas- 
sung, und die CDU in Hessen, die sich 
durch besondere Solidarität und Ent- 
schlossenheit auszeichnet, wird ihre Auf- 
gabe als Opposition verantwortungsvoll 
wahrnehmen. 
Gestatten Sie mir einige Bemerkungen, 
die über die Landtagswahlen im engeren 
Sinne hinausgehen: Es ist mir zum Vor- 
wurfgemacht worden, daß ich mich in 
der vergangenen Woche mit dem Thema 

„Golfkrise" und „Golfkrieg" auseinan- 
dergesetzt habe. Wer aber mit den Men- 
schen gesprochen hat, hat zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß Themen wie Klär- 
anlagen, Familiengeld oder Erziehungs- 
urlaub überhaupt nicht mehr interessier- 
ten. Es gab überhaupt keine Möglichkeit, 
dem zentralen Thema, das die Menschen 
bewegt, aus dem Wege zu gehen. 

Eine letzte Bemerkung: Ich habe mich 
mit Nachdruck dafür eingesetzt, daß wir 
gegenüber den neuen Ländern im verein- 
ten Deutschland zu mehr Hilfe und grö- 
ßerer Unterstützung bereit sind, als das in 
den zurückliegenden Monaten der Fall 
gewesen ist. Sie wissen, daß die sozialde- 
mokratischen Ministerpräsidenten noch 
Anfang Dezember erklärt haben, daß es 
über den Fond der deutschen Einheit hin- 
aus keine weitere Leistungen zu Lasten 
der alten Bundesländer geben dürfe. 

Ich habe bei dieser Gelegenheit meinen 
Kollegen erklärt, daß ich diese Haltung 
unter gar keinen Umständen teile. Die 
neuen Bundesländer befinden sich in 
einer ungewöhnlich schwierigen Situa- 
tion, und als der Bundeskanzler im Mai 
des vergangenen Jahres den Fond der 
deutschen Einheit vorschlug, war nicht 
absehbar, wie sich die Situation heute 
darstellen würde. 

Ich appelliere nachdrücklich — und das 
ist auch mein Wunsch an meinen Nach- 
folger: Wir müssen bereit sein, etwa bei 
der Umsatzsteuer die ursprünglich verein- 
barte Beteiligung der neuen Bundeslän- 
der in Höhe von 55 Prozent aufzustocken- 
Wir würden damit bis 1994 etwa eine 
Summe von 15 Milliarden Mark errei- 
chen, die zur Verfügung gestellt werden 
könnte. 

Ich bin der Auffassung, daß selbst 
die Leistungsschwachen unter den 
alten Bundesländern reich sind im 
Vergleich mit den neuen. • 
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Mietbeschlüsse der Koalition 

Ein Beitrag zum sozialen Frieden 
im geeinten Deutschland 
'u den Koalitionsbeschlüssen hin- 
s,chtlich der Mietengestaltung in den 
n*uen Bundesländern erklärte der 
jjphnungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Diet- 
er Kansy: 

P'e Koalitionsbeschlüsse zum Mietrecht 
ln den neuen Bundesländern stehen unter 
^ern Leitgedanken, daß die weiterhin vor- 
gesehenen Mietbegrenzungen im Bei- 
trittsgebiet und die daraus resultierenden 
staatlichen Subventionen von den Men- 
gen in allen Teilen Deutschlands als 
Serecht und damit auch als gerechtfertigt 
empfunden werden. Der Einigungsver- 
!*ag sieht vor, daß die Mieten nur in dem 
lempo an kostendeckende Mieten heran- 
geführt werden, in dem sich auch die Ein- 
kommen im Beitrittsgebiet an die Ein- 
kommen in den westlichen Bundeslän- 
dern anpassen. An diesem Ziel wird fest- 
halten. 

^uf der anderen Seite steigen die Ein- 
kommen wesentlich differenzierter an, als 
^m Zeitpunkt des Einigungsvertrages 
^Osehbar war. Sie liegen in einigen Tarif- 
ereichen noch unter 40 Prozent der west- 
!chen Einkommen, in einigen bereits 
^°er 60 Prozent. Hunderttausende Bürger 
*j)er neuen Bundesländer pendeln zur 
^beit in die alten Bundesländer oder das 
rühere West-Berlin und haben bereits 

^ei*te ähnliche Einkünfte wie die West- 
eutschen. Insgesamt also verläuft der 

^Passungsprozeß wesentlich differen- 
^erter, aber wahrscheinlich auch schnel- 
er als ursprünglich vorgesehen. 

le Bürger in den neuen Bundesländern 

haben trotz derzeitiger Mietsubventionen 
von etwa 20 Milliarden Mark jährlich so 
lange Anspruch auf Solidarität der West- 
deutschen, bis sich Einkommen und Ren- 
ten dem westdeutschen Einkommensni- 
veau angeglichen haben. Eine Rentnerin 
aus Leipzig zum Beispiel mit 550 Mark 
monatlicher Rente kann aus diesem Ein- 
kommen nicht kostendeckende Mieten 
bezahlen. 
Gerechtigkeit heißt hier, staatliche 
Zuschüsse zu gewähren. Dies wird jeder 
westdeutsche Bürger, dem die Einheit am 
Herzen liegt, mittragen. Ein Maurer aus 
Potsdam zum Beispiel, der im ehemaligen 

Eine Rentnerin aus Leipzig 
z. B. mit 550 Mark 
monatlicher Rente kann mit 
diesem Einkommen keine 
kostendeckende Miete 
bezahlen. 

West-Berlin genauso viel verdient wie 
sein Kollege aus Schöneberg, kann bei 
der Anpassung der Mieten anders behan- 
delt werden als die Leipziger Rentnerin. 
Gerechtigkeit heißt hier, im gleichen 
Umfang zur Kostendeckung der Woh- 
nung in Potsdam beizutragen wie zu der 
in Schöneberg. 
Zwischen diesen beiden Extremen liegt 
eine unglaubliche Vielfalt der tatsächli- 
chen Einkommensentwicklungen. Dieser 
Vielfalt kann eine allgemeine schrittweise 
Mietenanhebung auch dann nicht gerecht 
werden, wenn man sie regional differen- 
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ziert. Deshalb wurde der Weg gewählt, 
schneller als die Einkommen steigen, die 
tatsächlichen Mietkosten sichtbar zu 
machen und abzurechnen, aber über die 
soziale Leistungsfähigkeit des einzelnen 
Haushalts hinausgehende Belastungen 
durch staatliche Zuschüsse abzudecken. 
Hierzu wird, angelehnt an das auch jetzt 
schon im Beitrittsgebiet geltende allge- 
meine Wohngeldgesetz, ein besonderes 
Wohngeldrecht für die neuen Bundeslän- 
der geschaffen. Mit diesem Wohngeld, 
das kein Almosen ist, sondern eine sozial 
treffsichere Form der staatlichen Mie- 

Besonderes Wohngeldrecht 

tensubventionierung, wird der Auftrag 
des Einigungsvertrages erfüllt. Es soll am 
1. Oktober 1991 in Kraft treten, um eine 
ausreichende Vorbereitung der kommu- 
nalen Verwaltungen zu gewährleisten. 

Die Anpassung der Mieten erfolgt schritt- 
weise. Zum 1. April 1991 können die 
Betriebskosten, ohne die dominierenden 
Heizungs- und Warmwasserkosten, auf 
die Mieter umgelegt werden. Sie sind von 
Objekt zu Objekt unterschiedlich und 
dürften im Durchschnitt bei etwa eine 
Mark pro Quadratmeter und Monat lie- 
gen. Die bisherigen Einkommens- und 
Rentenverbesserungen werden es in vie- 
len Fällen ermöglichen, diese Zusatzbela- 
stung zu tragen. Wo dies nicht der Fall 
ist, greift, wie Vergleichsrechnungen 
gezeigt haben, das bereits im Beitrittsge- 
biet gültige allgemeine deutsche Wohn- 
geldrecht. 

Nach Einführung der speziellen Wohn- 
geldvorschriften für das Beitrittsgebiet 
am 1. Oktober 1991 können auch die Hei- 
zungs- und Warmwasserkosten auf die 
Mieter umgelegt werden. Diese differie- 
ren zwischen den einzelnen Beständen 
erheblich und sind bei den sogenannten 

Vollkomfortwohnungen der Neubauge- 
biete höher als in einem Altbau ohne 
Warmwasser und mit Ofenheizung. Untef 
Berücksichtigung der derzeit nur begrenz* 
ten Einsparmöglichkeiten dürften sie 
etwa im Schnitt zwei Mark pro Quadrat- 
meter und Monat ausmachen. Da sie aus 
technischen Gründen nur in begrenztem 
Umfang, teilweise auch gar nicht vom 
Mieter beeinflußt werden können, wer- 
den sie abweichend vom allgemeinen 
bundesdeutschen Wohngeldrecht wohn- 
geldfähig gemacht. 

Parallel sollen möglichst schnell die tech- 
nischen Voraussetzungen dafür geschaf- 
fen werden, die Heizungs- und Warmwa8' 
serkosten verbrauchsabhängig abzurech- 
nen. Dies wird zum Rückgang des oft vef* 
schwenderischen Energieverbrauchs füh* 
ren und damit zum Absinken dieses 
Anteils der Bruttowarmmiete. 

Angesichts der äußerst kritischen Situa- 
tion bei privaten Wohnungsunternehme11' 
aber auch den neu geordneten Genossen- 
schaften und Kapitalgesellschaften soUe° 
die Kaltmieten zum 1. Oktober 1991 
unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Wohnqualität um durchschnittlich etwa 
eine Mark angehoben werden. Dies ist 

Vor Pleite bewahren ^ 

dringend notwendig, um einerseits den 
miserablen und zum Teil menschenun- 
würdigen Zustand vieler Wohnungen m 
den neuen Bundesländern zu verbessern, 
andererseits die Wohnungsunternehmen 
und Einzeleigentümer nicht program- 
miert in die Pleite zu treiben. Denn im 
Gegensatz zu den festgehaltenen Mieten 
haben sich die Bewirtschaftungskosten 
teilweise bereits erheblich erhöht. 

Die Beschlüsse zum Mietrecht in den 
neuen Bundesländern in ihrer Gesamt- 
heit erfüllen einerseits den sozialen Auf* 
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Bundesgrenzschutz in den fünf 
neuen Bundesländern zügig ausbauen 

Zur Sicherheitslage in den neuen 
Bundesländern erklärte der stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Paul 
Laufs: 

Die Bürger der neuen Bundesländer 
haben Anspruch auf den gleichen 
Sicherheitsstandard wie die Bürger in 
Westdeutschland. Dem trägt die jetzt 
abgeschlossene Koalitionsvereinba- 
ning auch dadurch Rechnung, daß 
»der Bundesgrenzschutz als wichtiges 
Element im Sicherheitsverbund zwi- 
schen Bund und Ländern in seiner 
derzeitigen Größenordnung in den 
alten und neuen Bundesländern" fort- 
besteht. 

Meine Fraktion wird die Bundesregie- 
rung mit allen Kräften unterstützen, 
die für den Bundesgrenzschutz in den 
neuen Bundesländern vorgesehene 
Personalstärke von rund 7.500 Beam- 
ten für die Verbände, den Grenz- 
schutz-Einzeldienst und die Bahnpoli- 
zei so schnell wie möglich zu errei- 
chen. Das augenblickliche Personalde- 
fizit bei den BGS-Verbänden in den 
neuen Bundesländern vor mehr als 40 
Prozent muß rasch ausgeglichen wer- 
den. 

Dazu ist Voraussetzung, daß innerhalb 
der Bundesregierung und mit den 
neuen Bundesländern schnell über die 
künftigen Standorte der BGS-Ver- 
bände Einigkeit erreicht wird, damit 
gezielt mit der Personalgewinnung 
begonnen werden kann. Die Bereit- 
schaft vieler Jugendlicher in den 
neuen Bundesländern, sich um Ein- 
stellung in den BGS zu bewerben, ist 
hoch; dies muß jetzt genutzt werden. 
Auch der Grenzschutzeinzeldienst 
muß zügig ausgebaut werden. Die 
Bundesrepublik Deutschland muß den 
von den Schengener Vertragsstaaten 
vereinbarten stärkeren Schutz der 
Außengrenzen des Vertragsgebietes an 
den Grenzen zu Polen, der CSFR und 
in der Ostsee effektiv gewährleisten. 
Die zunehmende Gefahr illegaler 
Grenzübertritte und von gewalttätigen 
Ausschreitungen, zum Beispiel bei 
sportlichen Großveranstaltungen, ver- 
langt zwingend, daß der Auf- und 
Ausbau des Bundesgrenzschutzes in 
den neuen Bundesländern beschleu- 
nigt wird. Die deutsche Einheit darf 
nicht nur auf dem Papier stehen; sie 
muß für die Bürger in den neuen Bun- 
desländern auch im Sicherheitsbereich 
konkret erkennbar sein. Eile tut not! 

.a8 des Einigungsvertrages, für jeden 
ürger der neuen Bundesländer die Mie- 

,.n sozial verträglich anzupassen, ermög- 
. nen andererseits aber das schrittweise 

erauskommen aus dem Teufelskreis 
, '^kostendeckender Mieten und verfal- 

nder Wohnungsbestände bei gleichzei- 

tig hohem Subventionsbedarf. Sie sind 
ein Beitrag zum sozialen Frieden im 
geeinten Deutschland bei noch unter- 
schiedlichen Lebensumständen in Ost 
und West, weil dieser Friede auch in die- 
sem Bereich ein Werk der Gerechtigkeit 
ist. I 
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Die Abfallwirtschaftspolitik 
muß sich neu orientieren 
Die Abfallwirtschaftspolitik muß sich 
unter dem entstandenen Problemdruck 
qualitativ neu orientieren. Paul Laufs, 
stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Wir 
benötigen eine neue Produktverantwor- 
tung im Umweltschutz! 

Das im Jahr 1986 neu geordnete Abfall- 
recht ist noch nicht in der Lage, der künf- 
tigen Entwicklung gerecht zu werden. 
Weiterhin steigendes Abfallaufkommen 
in den Haushalten und zunehmende Eng- 
pässe bei den Deponiekapazitäten in der 
Bundesrepublik Deutschland erfordern 
ein Konzept, das die Gebote der Vermei- 
dung und Verwertung wesentlich stärker 
betont, als dies bisher der Fall ist. 

Das bestehende abfallrechtliche Instru- 
mentarium ist dahin fortzuentwickeln, 
daß Abfallprobleme künftig generell in 
das unternehmerische Kalkül einbezogen 
werden, damit Herstellungsverfahren und 
Produkte, die zu besonders starken 
Umweltbelastungen führen würden, erst 
gar nicht entstehen. Die Industrie ist 
bereits dabei, zunehmend über neue Ver- 
wertungsstrategien nachzudenken, wie 
zum Beispiel bei dem hohen Kunststoff- 
anteil deutscher Personenkraftwagen 
oder bei Computerschrott. 

Jedenfalls muß der spätere, derzeit von 
der Produktion noch völlig unabhängige 
Vorgang der Entsorgung künftig schon 
bei der Planung des Produkts berücksich- 
tigt werden. Der „integrale Umwelt- 
schutz" umfaßt Produktion, Verbrauch 
und Entsorgung als einen zusammenhän- 
genden umweltrelevanten Vorgang. 

Allerdings kann die unternehmerische 
Verantwortung unter dem Aspekt des 

„integralen Umweltschutzes" nicht end- 
los in Anspruch genommen werden. Ahn- 
lieh wie bei der Produkthaftung, bei der 
nur der Eintritt eines Schadens den Haf- 
tungsdurchgriff auf den Hersteller unter 
eng umschriebenen Voraussetzungen 
zuläßt, kann es auch für unternehmeri- 
sches Handeln unter öffentlich-rechtli- 
chen Aspekten keine unbegrenzte Ein- 
standspflicht geben. Ziel des abfallrecht- 
lichen Instrumentariums wird es sein, 
unternehmerisches Handeln im Sinne def 

Zielsetzungen des Abfallrechts zu beein- 
flussen, nicht zu vereiteln. 

Dies erfordert eine Verpflichtung des 
Herstellers, durch die seine Verantwor- 

Getrenntes Sammeln von 
Abfällen, Abliefern von 
Altglas und Altpapier: Auch 
der Bürger muß künftig 
seinen Beitrag leisten. 

tung für das Produkt auch im Hinblick 
auf Verwertung und Entsorgung klarge- 
stellt wird. Ein qualitativ neu orientierte8 

Abfallrecht sollte den Hersteller zur Auf' 
Stellung von Ökobilanzen („Lastpake- 
ten")*veranlassen, damit Verwertungs- 
und Entsorgungsvorgänge bereits bei der 
grundsätzlichen Entscheidung über die 
Aufnahme der Produktion berücksichtig1 

werden können. 

Die stoffliche Verwertung muß dabei 
Vorrang vor der thermischen Behandlung 
haben. Das neue Leitbild des „integralen 
Umweltschutzes" erfordert ferner eine 
generelle Festlegung von Rücknahme- 
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Pflichten, nicht nur bei schadstoffhalti- 
gen Produkten. Bei Massenabfällen müs- 
Sen künftig auch Rechtsverordnungen 
°hne vorherige Zielvorgaben erlassen 
werden können. 
Auch der Bürger muß künftig seinen Bei- 
trag leisten, indem er zur getrennten 
Sammlung der Abfälle und unter 
Umständen auch zum Abliefern von Alt- 
glas oder Altpapier verpflichtet wird. Sol- 
che differenzierten Mitwirkungspflichten 
des Bürgers müssen entweder rechtlich 
grundlegend normiert oder über eine dif- 
ferenzierte Gebührenstaffelung mittelbar 
eingeführt werden. Eine Verpflichtung, 
die bei der Erfüllung den Geldbeutel 
Schont, ist allerdings der praktisch weni- 
ger einschneidende Eingriff. 
Schließlich müssen neue Pflichten für die 
zUständigen Behörden geschaffen wer- 
den, die Bürger noch besser über Vermei- 
dung und Verwertung von Abfällen auf- 
2uklären und zu beraten. Zwar wird 
Schon vielfach durch kostenlose Vertei- 
lung von Umwelt- oder Abfallfibeln an 
die privaten Haushalte erhebliche Auf- 
klärungsarbeit geleistet. Auf gesetzlicher 
Grundlage können allerdings leichter 
Mittel für eine qualitative Verbesserung 
der Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet 
der Abfallpolitik bereitgestellt werden. • 

PDS muß endlich 
enteignet werden 
Es wird höchste Zeit, daß der SED- 
Nachfolgeorganisation PDS das Ver- 
mögen, das ihr durch den alten DDR- 
Unrechtsstaat zugeschanzt wurde, 
abgenommen wird. Es ist ein Skandal, 
daß die Honecker-Enkel nach Gutdün- 
ken ihre unrechtmäßig eingesackten 
Millionen verteilen. 
Die 250-Millionen-Mark-Spende der 
Gysi-Partei an die Humboldt-Universtität 
zeigt die Unverfrorenheit, mit der die 
Kommunisten weiter nach Einfluß im 
staatlichen Bereich der neuen Bundeslän- 
der suchen. 
Durch das Einziehen des PDS-Vermö- 
gens muß dieser Partei die Grundlage für 
derartige Versuche entzogen werden, 
staatliche Hochschulen oder andere 
öffentliche Einrichtungen für ihre 
Zwecke zu kaufen. 
Hermann Gröhe, Vorsitzender der Jungen 
Union Deutschlands: Die Junge Union 
fordert alle Verantwortlichen in Bonn 
auf, die Enteignung der PDS voranzutrei- 
ben und das Vermögen für den demokra- 
tischen Aufbau in den neuen Bundeslän- 
dern zu verwenden. • 

Katalysator-Anteil bei 
Neuwagen fast 100 Prozent 
Past alle neu zugelassenen Personen- 
zügen sind mit modernster Abgastech- 
nik ausgerüstet. Darauf hat der 
^weltpolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Fraktion, Bernd Schmidbauer, 
hingewiesen. Noch Ende 1988 sei 
lediglich die Hälfte aller neu zugelas- 
senen Pkw mit Drei-Wege-Katalysator 
ausgestattet gewesen, sagte er. 

Zitat 
Aus- und Neubau der Verkehrswege in 
den neuen Bundesländern sind 
schnellstmöglich voranzubringen. Wir 
müssen die Voraussetzung fiir Auf- 
schwung und Integration schaffen, 
damit unser Ziel, die Angleichung der 
Lebensverhältnisse, bald erreicht sein 
wird. 
Günther Krause, 
Bundesminister für Verkehr 
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Verbrechfen an alliierten Kriegs- 
gefangenen scharf verurteilt 
Zur Behandlung alliierter Kriegsge- 
fangener durch den Irak erklärte der 
Vorsitzende der CDU/CSU^Bundes- 
tagsfraktion, Alfred Dregger: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion pro- 
testiert mit aller Schärfe gegen die 
Behandlung alliierter Kriegsgefangener 
durch den Irak. Der Mißbrauch von 
Kriegsgefangenen als „lebende Schutz- 
schilde" ist ein besonders abscheuliches 
Kriegsverbrechen, durch das der Diktator 
Saddam Hussein erneut sein wahres 
Gesicht zeigt. Der irakische Präsident tritt 
nicht nur das Völkerrecht und die Genfer 
Konvention über die Behandlung von 
Kriegsgefangenen mit Füßen; ihm ist 
offenkundig auch jede Menschlichkeit 
fremd. 
Das Zurschaustellen mißhandelter bzw. 
unter Drogeneinwirkung stehender 

Kriegsgefangener im irakischen Fernse- 
hen ist ein widerwärtiges Schauspiel, mit 
dem Saddam Hussein sein teuflisches 
Spiel mit zivilen Geiseln aus den Wochen 
nach der Besetzung Kuweits fortsetzt. 
Wir empfehlen den Menschen in 
Deutschland, die in den letzten Tagen 
demonstriert haben, sich dieses Themas 
anzunehmen und gegen die menschenver- 
achtenden Praktiken des Diktators von 
Bagdad auf die Straßen zu gehen. 
Wir versichern den alliierten Streitkräf- 
ten, die im Auftrag der Vereinten Nation 
am Golf den vom Irak gebrochenen Frie- 
den und das Recht wiederherstellen, die 
Solidarität der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. Wir stehen zu unseren Ver- 
pflichtungen als Mitglied der Vereinten 
Nationen, der Nordatlatischen Allianz 
und der Westeuropäischen Union. 

Baltikum: Bundesregierung verurteilt den 
erneuten Einsatz von Gewalt 

Die Bundesregierung hat den erneu- 
ten Einsatz von Gewalt verurteilt, 
bei dem in der lettischen Haupt- 
stadt Riga fünf Menschen getötet 
und viele weitere verletzt wurden. 
Dies sei eine erneute Verletzung der 
KSZE-Schlußakte und der Charta 
von Paris für ein neues Europa. 

Die Bundesregierung appelliert mit 
großem Ernst an die sowjetische Füh- 
rung, die Verantwortlichen zur 
Rechenschaft zu ziehen und jeder wei- 
teren Gewaltanwendung Einhalt zu 

gebieten. Sie erwartet in diesem 
Zusammenhang dringend die Ergeb- 
nisse der von Präsident Gorbatschow 
angeordneten Untersuchung im 
Zusammenhang mit den Vorgängen in 
Litauen. 
Sie fordert alle politischen Kräfte in 
der Sowjetunion auf, das Recht der 
baltischen Völker auf Selbstbestim- 
mung zu garantieren, eine Lösung der 
Probleme auf friedlichem Wege zu 
suchen, größtmögliche Zurückhaltung 
zu üben und umgehend den politi- 
schen Dialog wiederaufzunehmen. 
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Erwin Teufel neuer 
Ministerpräsident 
in Baden-Württemberg 
Baden-Württemberg hat einen neuen 
Ministerpräsidenten: Der Landtag wählte 
"en 51jährigen Fraktionsvorsitzenden der 
^-E>U Erwin Teufel zum Nachfolger des 
v°r zehn Tagen zurückgetretenen Regie- 
rungschefs Lothar Späth. Teufel, der 
Sechste Ministerpräsident des Landes, 
erhielt bei der geheimen Abstimmung 
11 Stimmen. Da die CDU im Landtag 
'ediglich über 66 Abgeordnete verfügt, 
stimmten fünf Parlamentarier der Oppo- 
sitionsparteien für Teufel. Mit Nein 
v°tierten 44 Abgeordnete, fünf enthielten 
^ch. Vier Wahlzettel waren ungültig. 
"°r der Wahl Teufels würdigte Landtags- 
Präsident Erich Schneider die Leistungen 
^Päths. Der scheidende Ministerpräsi- 
(*ent habe länger regiert als alle seine 

Vorgänger. „Die zwölf Jahre Regierung 
tragen ihre eigene unverwechselbare 
Handschrift." Späth erhielt langanhalten- 
den Beifall. 

Helmut Kohl: Ich freue mich auf eine 
freundschaftliche Zusammenarbeit 

L 

Bundeskanzler Helmut Kohl sandte 
an den Ministerpräsidenten des 
Landes Baden-Württemberg, Erwin 
Teufel, zu dessen Wahl am 
22. Januar 1991 folgendes Glück- 
wunschtelegramm : 

Zu Ihrer Wahl zum Ministerpräsiden- 
ten des Landes Baden-Württemberg 
gratuliere ich Ihnen sehr herzlich. 

Sie haben heute ein wichtiges Amt 
übernommen. Ihre Kompetenz und 
Ihre Erfahrungen als Parlamentarier 
und als führender Politiker der Christ- 
lich Demokratischen Union, zuletzt 
als einer der dienstältesten Fraktions- 

vorsitzenden auf Landesebene, wer- 
den Ihnen in Ihrem neuen Amt helfen. 
Ich bin sicher, daß Baden-Württem- 
berg auch weiterhin seinem Ruf als 
wirtschaftlich und kulturell blühendes 
Gemeinwesen gerecht wird. 
Uns verbinden gemeinsame Grund- 
überzeugungen. Ich freue mich des- 
halb auf eine enge und freundschaftli- 
che Zusammenarbeit. Für Ihr verant- 
wortungsvolles Wirken zum Wohle 
der Bürger Ihres Landes und darüber 
hinaus zum Wohle unseres deutschen 
Vaterlandes wünsche ich Ihnen Gottes 
Segen, eine glückliche Hand und den 
verdienten Erfolg. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Aktuell für die Wintermonate 
• CDU-Schal, 
schwarz-rot-gold 
Bestell-Nr. 9362 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je Einheit: 47,25 DM 

• CDU-Eiskratzer 
Bestell-Nr. 9890 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je Einheit: 60,— DM 

• CDU-Winter-Puzzle 
Bestell-Nr. 9880 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je Einheit: 25,— DM 

Alle Preise inkl. Versand zuzügl. MwSt. 

Bestellungen an 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328,4804 Versmold 
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